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Analyse

Die polnisch-russischen Beziehungen im Kontext der neuen Ostpolitik der 
Europäischen Union 
Von Cornelius Ochmann, Bertelsmann Stiftung, z.Zt. Moskau

Zusammenfassung
Die Erfahrungen mit der russischen und sowjetischen Hegemonialpolitik im Allgemeinen und mit der 
Polenpolitik Moskaus im Besonderen haben im Gedächtnis der Polen tiefe Spuren hinterlassen. Sie 
spielen bei Polens Beitrag zur Gestaltung der Wende in Kiew Ende 2004 wie auch bei der Forderung an 
die EU, einen neuen Ansatz gegenüber den osteuropäischen Staaten zu wagen, eine wichtige Rolle. 
Für die polnische Staatsräson ist Ostpolitik nicht nur eine an Russland orientierte Außenpolitik der EU. Ihr 
besonderer Akzent liegt auf der Einbeziehung der Ukraine, Moldawiens und Belarus bis hin zur Berück-
sichtigung des Kaukasus und Zentralasiens. Hinzu kommt das Interesse der polnischen Regierung an der 
Diversifi zierung der Energielieferungen und der Verringerung der Abhängigkeit von russischen Gas- und 
Öllieferungen. Die erneute Störung der Energiebeziehungen zwischen Russland und der EU infolge der 
Belarus-Krise off enbarte die Fragilität der Energiepartnerschaft mit Russland.
Die östliche Dimension der EU-Nachbarschaftspolitik muss zunächst die Leistungsfähigkeit der gesamt-
europäischen Integration berücksichtigen. Sie fordert von der ganzen EU die Ratifi zierung des EU-Verfas-
sungsvertrags oder die Umsetzung dessen institutionellen Teils, was überhaupt erst die Handlungsfähigkeit 
der EU-27 ermöglichen würde. Hier muss die polnische Regierung ihre bisherige Haltung überdenken und 
eine pragmatischere Position einnehmen, wenn Polen weiterhin eine wichtige Rolle jenseits der östlichen 
Grenze der EU spielen möchte. 

Das Veto des EU-Mitglieds Polen

Seit dem 1. Januar 2007 muss die EU die Außen-
politiken von 27 Mitgliedstaaten koordinieren 

und mitgestalten. Mit dieser schwierigen Aufgabe zu 
beginnen, fällt der Präsidentschaft zu, die Deutsch-
land im ersten Halbjahr 2007 innehat. Eines der Ziele 
der vorangegangenen fi nnischen Präsidentschaft war 
die Aufnahme der Verhandlungen mit Russland über 
die Neugestaltung des Partnerschafts- und Koope-
rationsabkommens zwischen der EU und Russland, 
das im November 2007 ausläuft. Gegen diesen Schritt 
legte jedoch die polnische Regierung ein Veto ein, so 
dass die symbolische Aufnahme von Verhandlungen 
anlässlich des EU-Russland-Gipfels am 24. November 
2006 in Helsinki ausfi el. So wichtig und berechtigt 
auch die Gründe für das polnische Veto waren, hat 
diese für alle Seiten überraschende Handlung Polens 
bei den EU-Partnern für Konsternation gesorgt. Ins-
besondere in Berlin stieß das Veto auf Unverständnis 
angesichts der bevorstehenden EU-Präsidentschaft 
und der noch nicht bestätigten Strategie der „neuen 
Ostpolitik“ der Bundesregierung: Zu den bestehenden 
Missverständnissen und off enen Fragen im deutsch-
polnischen Verhältnis kam eine neue ungelöste Frage 
von strategischer Bedeutung für beide Staaten, aber 
auch für die ganze EU, hinzu. Allerdings stellt sich 

auch die Frage, ob angesichts der begonnenen innen-
politischen Auseinandersetzungen in Russland über 
die Nachfolge des Präsidenten Wladimir Putin und 
der unklaren russischen Energiestrategie die fi nnisch-
deutsche Position, mit Russland einen neuen Partner-
schaftsvertrag noch im Jahre 2007, d.h. am Vorabend 
der Parlaments- und Präsidentschaftswahl abzuschlie-
ßen, überhaupt richtig ist.

Historische Gründe für die polnisch-
russischen Spannungen

Das besondere Verhältnis Polens zu Russland ist 
zunächst historisch zu erklären. Die jüngere Ge-

schichte, beginnend mit dem Angriff  der Sowjetunion 
auf Polen am 17. September 1939, hat im Gedächtnis 
der Polen tiefe Spuren hinterlassen. Die bis heute von 
der russischen Seite ungeklärte Verantwortung für 
die Ermordung von Tausenden polnischen Offi  zieren 
in Katyn und anderen stalinistischen Lagern prägte 
das Verhältnis mehrerer Generationen gegenüber dem 
sowjetischen bzw. russischen Staat. Zur Entspannung 
der gegenseitigen Beziehungen trug der Besuch des 
damaligen russischen Präsidenten Boris Jelzin im 
August 1993 und seine Akzeptanz des polnischen 
NATO-Beitritts bei. Von seinen Beratern wurde die 
„spontane Äußerung“ des Präsidenten im Nachhinein 
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jedoch „richtig interpretiert“; die folgende Auseinan-
dersetzung um den NATO-Beitritt Polens prägte die 
Verbindungen zwischen den beiden Staaten bis 1999. 

Allerdings ist es nicht richtig, dass die Polen ein-
seitig in eine russische Phobie verfallen sind. Auf 
der russischen Seite gibt es genauso viele Vorurteile 
gegenüber Polen wie auf der polnischen gegenüber 
Russland. Präsident Wladimir Putin bereitete dem 
russisch-polnischen Verhältnis mit der Einführung 
des „Einheitstages“ am 4. November obendrein einen 
Bärendienst. In bewährter Vorgehensweise nahm 
der Kreml den Menschen den Revolutionsfeiertag 
am 7. November weg und schaff te dafür Ersatz mit 
dem 4. November, dem „Tag der Einheit des Staates 
und der Nation“ in Erinnerung an die 1612 erfolgte 
Vertreibung der polnischen Truppen aus dem Kreml. 
Den Sinn des Feiertags konnten bei Umfragen 8% 
aller befragten Russen erklären, in Polen dagegen 
wussten mehr als 50% der Befragten, dass dies ein 
antipolnischer Feiertag ist.

Das historische Bewusstsein ist in beiden Nationen 
viel stärker ausgeprägt als in Deutschland, wobei Polen 
und Russland den Zweiten Weltkrieg durchaus unter-
schiedlich wahrnehmen. Für die Mehrheit der Polen 
war die Rote Armee eine Besatzungsarmee und für die 
Mehrheit der Russen eine Befreiungsarmee. Daraus re-
sultieren bis heute unterschiedliche Geschichtsbilder, 
Spannungen und Auseinandersetzungen. Noch in 
den letzten Jahren gab es diplomatische Querelen um 
„Spione“ in den diplomatischen Vertretungen, ver-
prügelte Kinder russischer Diplomaten in Warschau 
und verprügelte polnische Journalisten in Moskau. 
Schließlich steht immer noch die Beteiligung Polens 
an dem Aufbau eines amerikanischen Abwehrsystems 
für transkontinentale Raketen auf der Agenda, das 
von Russland als feindliche Haltung defi niert wurde. 
Der Besuch des russischen Außenministers Sergej 
Lawrow in Warschau im Oktober 2006 führte nicht 
zu einem Durchbruch in den gegenseitigen gespann-
ten Beziehungen.

Die polnische Unterstützung der Ukraine 
aus russischer Sicht

Bei der polnischen Blockade der EU-Verhandlungs-
position zum Partnerschafts- und Kooperations-

abkommen spielt die jüngste Vergangenheit eine he-
rausragende Rolle. Mit der Wende in der Ukraine im 
Dezember 2004 war der  Kreml mit seiner Strategie 
gescheitert, im postsowjetischen Raum eine alterna-
tive Struktur zur europäischen Integration zu etab-
lieren. Insbesondere der Einsatz des ehemaligen pol-
nischen Staatspräsidenten Aleksander Kwaśniewski 
in Kiew blieb dem Kreml in Erinnerung. Die Ergeb-

nisse der Parlamentswahlen in der Ukraine und die 
daraus folgende Kohabitation in der politischen Elite 
sind ein klares Signal für die EU, dass die Ukraine 
sich weiterhin nach Europa – und nicht nach Russ-
land – orientiert. 

Polen spielte sowohl bei der Gestaltung der 
Wende in Kiew als auch bei der Forderung an die EU, 
einen neuen Ansatz gegenüber den osteuropäischen 
Staaten zu wagen, eine wichtige Rolle. Dies hat man 
in Moskau zu Kenntnis genommen und bei erstbes-
ter Gelegenheit dem Veterinäramt die Möglichkeit 
gegeben, mit dem Verbot bestimmter polnischer 
Landwirtschaftsprodukte ein Signal an die polnische 
Seite zu senden. Sicherlich bereitet der Kreml solche 
Aktionen nicht generalstabsmäßig vor. Im Dschungel 
der Bürokratie setzten sich vor allem bestimm-
te Interessengruppen durch, und das Importverbot 
für die polnischen Landwirtschaftsprodukte soll-
te in diese Kategorie eingestuft werden. Das russi-
sche Veterinäramt hat auch in anderen EU-Staaten 
Vertretungen und kontrolliert dort die Qualität der 
landwirtschaftlichen Produkte, die nach Russland ex-
portiert werden. Polnische Quellen behaupten jedoch, 
dass das importierte Fleisch nicht aus Polen stammte, 
sondern aus Indien und die Einfuhrunterlagen ge-
fälscht wurden, um die Fleischproduzenten zu diskre-
ditieren. Unabhängig davon, ob das Importverbot be-
gründet war oder nicht, ist der wirtschaftliche Schaden 
in Polen begrenzt, weil die Fleischproduzenten andere 
Märkte in der EU gefunden haben. Bemerkenswert ist 
aber, dass die EU-Kommission innerhalb eines Jahres 
diesen Fall in Gesprächen mit Russland nicht auf die 
Tagesordnung gebracht hat, obwohl die polnische 
Regierung mehrmals darum gebeten hatte. 

Divergierende energiepolitische Interessen

In der polnischen Blockadehaltung scheint allerdings 
die Forderung, Russland solle die Energiecharta 

ratifi zieren, viel wichtiger zu sein als die Aufhebung 
des Fleischimports. Russland hat der EU zuletzt noch 
vor wenigen Tagen zum wiederholten Male gezeigt, 
dass es als Energielieferant nur die eigenen Partiku-
larinteressen verfolgt. Der Bau der deutsch-russischen 
Ostseepipeline, an der nur russische und deutsche 
Firmen beteiligt sind, wird in Polen als Aktivität an-
gesehen, die polnischen Interessen widerspricht. Die 
Strategie der gegenwärtigen polnischen Regierung 
Jarosław Kaczyńskis zielt darauf ab, alternative Ener-
gielieferungen für das Land sicherzustellen. In diesen 
Kontext gehört, dass der polnische Energiekonzern 
PKN Orlen vor Jahresende in Litauen die Ölraffi  nerie 
Mažeikiai erworben und den russischen Konkurren-
ten Lukoil ausgestochen hat. Daraufhin ist die Pipe-
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line, durch die die Ölraffi  nerie versorgt wurde, von 
der russischen Seite geschlossen und als renovierungs-
bedürftig erklärt worden. Infolgedessen kann die Ver-
sorgung nur mit Eisenbahnwaggons aufrechterhalten 
werden. Ein mysteriöser Brand am Vorabend des Ver-
kaufs sorgte für zusätzliche Fragen. Dadurch erhöhen 
sich für Orlen die Produktionskosten, die Angelegen-
heit wird immer mehr zum fi nanziellen Risiko, und 
im polnisch-russischen Verhältnis entsteht ein neuer 
Konfl ikt.

Polen ist von russischen Gas- und Ölimporten 
in stärkerem Maß abhängig als Deutschland. 
Bislang strebten alle Regierungen erfolglos eine 
Diversifi zierung der Energielieferungen an. Ein 
Angebot der Bundeskanzlerin Angela Merkel, sich für 
eine Verbindungspipeline zwischen dem deutschen 
und polnischen Gasversorgungssystem einsetzen zu 
wollen, wurde von der polnischen Regierung bisher 
nicht angenommen. Bis Mitte Februar 2007 hat die 
polnische Regierung nun noch Zeit, ihre Position zum 
Bau der Pipeline zu formulieren. Einige Politiker in 
Warschau äußerten sich kritisch zu diesem Vorschlag 
mit der Begründung, es handle sich schließlich um 
russisches Gas. Dass es hier um eine gegenseitige 
Abhängigkeit und die mögliche Nutzung der deut-
schen strategischen Reserven geht, die noch im Kalten 
Krieg angelegt wurden und einen mehrmonatigen 
deutschen Bedarf abdecken, wurde allerdings nicht 
bedacht. Für die polnische Seite wäre es noch wichti-
ger, dass deutsche Konzerne sich für den Ausbau der 
polnisch-ukrainischen Pipeline Odessa-Brody interes-
sieren, welche die Versorgung Europas mit kaspischem 
Öl sichern könnte.

Jedenfalls spielten energiepolitische Überlegungen 
eine wichtigere Rolle bei der Entscheidung Warschaus 
ein Veto einzulegen, als in den Berliner und Brüsseler 
Medien berichtet wurde. Die Medienberichterstattung 
konzentrierte sich vor allem auf die geschilderten 
polnischen Fleischexporte nach Russland und be-
rücksichtigte nicht die polnischen Interessen und 
Befürchtungen hinsichtlich der Energieversorgung 
des Landes. 

Das polnische Nein zur Neuverhandlung des Part-
nerschafts- und Kooperationsabkommens darf also 
nicht auf das Th ema Fleischexporte reduziert werden. 
Es ist zu erwarten, dass die deutsche Diplomatie die rus-
sische Regierung davon überzeugt, das Fleischembargo 
gegenüber Polen aufzuheben. Aber auch wenn Polen 
höchstwahrscheinlich sein Veto gegenüber dem 
Mandat für neue Verhandlungen mit Russland auf-
heben würde, müssen die EU-Kommission und die 
deutsche Präsidentschaft damit rechnen, dass die 
polnische Regierung bei Verletzung der polnischen 

Interessen im Energiebereich erneut mit einem Veto 
reagieren wird. Gegenwärtig werden diese Interessen 
vom russischen staatlichen Unternehmen Transneft, 
welches das Öl-Pipelinenetz betreibt, durch die 
Blockade der litauischen Raffi  nerie Mažeikiai beein-
trächtigt. Hinzu kommt Polens geschilderte negative 
Wahrnehmung der deutsch-russischen Ostseepipeline. 
Schließlich hat die Unterbrechung der Öllieferungen 
in der Belarus-Krise durch die „Druschba-Pipline“ 
in Polen und Deutschland die Diskussion über die 
Sicherheit der Energielieferungen neu entfacht. Das 
Verhalten der russischen Führung, und nicht der 
Vorgang selbst, hat den sowieso angeschlagenen Ruf 
Russlands als Energielieferant sowohl in Polen als auch 
Deutschland ruiniert. Wenn Gasprom die aus Ukraine 
und Belarus bekannte Übernahmestrategie gegenüber 
dem polnisch-russischen Gemeinschaftsunternehmen 
„Europol Gaz“ anwenden sollte, wird dies sicher-
lich zu einer tiefen Krise führen. Hier könnte die 
Bundesregierung ein Angebot vorlegen, um die pol-
nische Öff entlichkeit konkret zu informieren, wie 
Deutschland und die EU Polen im Notfall mit Öl- 
und Gaslieferungen unterstützen könnten. 

.
Das Interesse der EU und Russlands am 
postsowjetischen Raum

Bei der Analyse der polnischen Ostpolitik sollte 
berücksichtigt werden, dass die gegenwärtige pol-

nische Regierung sich dabei eher an universellen Wer-
ten orientiert als an polnischen oder EU-Interessen. 
Daher kann der Ansatz „Annäherung durch Verfl ech-
tung“, den Bundesaußenminister Frank-Walter Stein-
meier den EU-Partnern am Vorabend der deutschen 
Präsidentschaft präsentiert hat, nur mit partieller 
Unterstützung Polens rechnen. Diese Strategie ist für 
die polnische Seite zu stark an Russland orientiert. Für 
die polnische Staatsräson ist Ostpolitik nicht nur eine 
an Russland orientierte Außenpolitik der EU. Abge-
sehen davon sind aber manche Inhalte dieses Ansatzes 
für Polen erfreulich: die Einbeziehung der Ukraine, 
Moldawiens, Belarus’ bis hin zum Kaukasus und Zen-
tralasien. Die Verknüpfung dieser Regionen mit der 
Interessensphäre der EU zeigt das wahre gemeinsame 
Interesse Polens und Deutschlands im postsowjeti-
schen Raum.

Allerdings ist zu bezweifeln, dass Russland 
das Engagement der EU im Kaukasus und in 
Zentralasien akzeptiert. Bisherige Signale des russi-
schen Außenministeriums und des Kremls deuten da-
rauf hin, dass Russland den ganzen postsowjetischen 
Raum (mittlerweile ohne die baltischen Staaten) 
als seine eigene Einfl usssphäre betrachtet. Es gibt 
zur Zeit in Moskau auch keinen regierungsnahen 
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Experten, der eine russisch-europäische Kooperation 
im Kaukasus oder in Zentralasien befürworten wür-
de. Die Schlüsselfrage lautet daher, wie wird Russland 
mit den Demokratisierungsprozessen in den Staaten 
des südlichen Kaukasus und Zentralasiens in der 
Zukunft umgehen. Für Moskau ist es derzeit von zen-
traler Bedeutung, ob es nach dem Verlust der Ukraine 
den Staaten des postsowjetischen Raums und deren 
politischen Eliten neue tragfähige Konzepte für eine 
wirtschaftliche, politische und gesellschaftliche 
Kooperation anbieten kann. Die letzten Spannungen 
bei Energielieferungen an Belarus und Aserbaidschan 
deuten darauf hin, dass es keine politisch motivierten 
Angebote an die GUS-Staaten geben wird. Russland 
ist dazu übergegangen, Energie zu höchstmöglichen 
Preisen an alle Abnehmer zu verkaufen. Die post-
sowjetische Ära der energiepolitischen Subventionen 
an politische Verbündete ist zu Ende. 

Deutschland wird seit Monaten von vielen, aber 
nicht allen EU-Staaten ermuntert, die Verhandlungen 
mit Russland bis Ende seiner Präsidentschaft zu be-
enden. Einige neue EU-Mitglieder – Nachbarn 
Russlands und geprägt durch negative Erfahrungen 
in ihren Beziehungen zu Russland – befürworten 
hingegen, bis zu den russischen Parlaments- und 
Präsidentschaftswahlen zu warten, bevor neue 
Verträge mit Russland abgeschlossen werden. Polen 
steht an der Spitze dieser Gruppe. 

Zuletzt sollte die EU den Grad der demokratischen 
Orientierung der östlichen Nachbarstaaten bei der 
Gestaltung der Beziehungen honorieren. Daher muss 
sich die EU in der Zukunft intensiver als bisher dem 
Demokratisierungsprozess in ihrer Nachbarschaft 
widmen. Neben den offi  ziellen Beziehungen zu den 
jeweiligen Regierungen gilt es, die Zivilgesellschaft 
stärker zu fördern. Die EU benötigt fl exible Fonds, 
die Demokratisierungsprozesse auf unbürokratische 
Weise unterstützen könnten. Die Europäer sollten 
nicht den amerikanischen NGOs diese gesellschaft-
lichen Umwälzungen überlassen. Die Folge wäre 
langfristig eine amerikanische Dominanz, verbunden 
mit einem Ansehensverlust der EU. Dieser Prozess 
fi ndet jetzt schon statt und konnte bisher nur durch 
die Perspektive der EU-Mitgliedschaft zu Gunsten 
der EU beeinfl usst werden. Wie sich diese Prozesse 
in Staaten entwickeln werden, die keine unmittel-
bare EU-Mitgliedschaftsperspektive erhalten werden, 
bleibt off en. Polen und andere neue Mitgliedstaaten 
der EU können und werden in diesem Kontext eine 
wichtige Rolle spielen.

Neue Formen der Integration müssen das ge-
nerelle Nein zum Beitritt in ein Ja zur Assoziierung 
von Demokratien im postsowjetischen Raum um-

wandeln. Dies sollte zum Leitfaden der „neuen 
Ostpolitik“ der EU werden. Die Assoziierung kann 
rein funktional defi niert werden und sollte zunächst 
keine Zusage der Vollmitgliedschaft beinhalten. Für 
den Transformationsprozess einer Gesellschaft sind 
Reisefreiheit, Studentenaustausch oder grenzüber-
schreitende Infrastruktur von größerer Bedeutung als 
die Zusage einer Mitgliedschaft, die zum gegenwär-
tigen Zeitpunkt von der EU-Bevölkerung sicherlich 
nicht mitgetragen würde. 

Perspektiven einer neuen Ostpolitik der EU 
und Polens Beitrag

Die EU benötigt einen Bauplan auf mehreren Ebe-
nen. Einerseits geht es um die Bewahrung der 

Handlungsfähigkeit einer EU, die sich reformiert und 
erweitert. Diese EU darf nicht durch Überdehnung 
gefährdet werden. Andererseits muss diese EU Si-
cherheit und Stabilität auf dem Kontinent bewahren. 
Dabei können unterschiedliche Formen der Assoziie-
rung und Teilmitgliedschaften in einzelnen Bereichen 
genutzt werden. Schengen und die Euro-Zone sind 
funktionierende Beispiele für eine diff erenzierte In-
tegration und sollten weiter entwickelt werden.

Eine neue Ostpolitik der EU muss zunächst 
die Leistungsfähigkeit der gesamteuropäischen 
Integration berücksichtigen. Sie fordert von der 
ganzen EU die Ratifi zierung der EU-Verfassung 
oder die Umsetzung deren institutionellen Teils, was 
überhaupt erst die Handlungsfähigkeit der EU der 
27 Staaten ermöglichen würde. Hier muss die pol-
nische Regierung ihre bisherige Haltung überdenken 
und eine pragmatischere Position einnehmen, wenn 
Polen weiterhin eine wichtige Rolle jenseits der öst-
lichen Grenze der EU spielen möchte. Ohne in-
stitutionelle Reform fehlen die Instrumente für eine 
effi  ziente Außenpolitik. Die deutsche Präsidentschaft 
muss in ihrem Vorschlag zur neuen Ostpolitik die 
Neubestimmung der außenpolitischen Rolle Moskaus 
insbesondere im Kontext der Energieabhängigkeit 
der EU berücksichtigen. Deutschland befürwor-
tet ein neues Abkommen mit Russland, das klare 
Signale beinhalten soll, Russland in Europa will-
kommen zu heißen. Als mittelfristige Ziele werden 
eine Freihandelszone, eine Energiepartnerschaft, 
enge Beziehungen auf den Gebieten der Forschung, 
Bildung und Kultur sowie ein Ausbau der gesell-
schaftlichen und menschlichen Kontakte angestrebt. 
Darüber hinaus sollen Möglichkeiten einer engeren 
Zusammenarbeit im Rahmen der Europäischen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP) ge-
prüft werden, zunächst auf zivilem Gebiet und bei 
der Katastrophenhilfe, später auch bei gemeinsamen 
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Einsätzen von Friedens- oder Stabilisierungstruppen.
 Das Kernelement der strategischen Partnerschaft 

mit Russland soll aus deutscher Sicht die energie-
politische Zusammenarbeit sein. Einerseits wird seine 
Bedeutung für die Versorgung der EU mit Energie in 
den kommenden Jahren weiter wachsen, andererseits 
ist die russische Energiewirtschaft auf technologische 
Investitionen angewiesen. Außerdem soll Russland 
in ein internationales Regelwerk einbezogen werden, 
das Energiesicherheit als kooperatives Miteinander 
von Produzenten-, Transit- und Abnehmerstaaten 
begreift. Die gemeinsame Erklärung des G-8-Gipfels 
in St. Petersburg, in der Russland die Prinzipien der 
Energiecharta anerkannt hat, ohne sie explizit zu 
nennen, war ein Schritt in diese Richtung. Das gegen-
wärtige Verhalten Russlands im Konfl ikt mit Belarus 
führt jedoch dazu, dass das internationale Vertrauen 
in Russland als Energielieferant zerstört wird.

Der Vorschlag des Auswärtigen Amts für eine 
Weiterentwicklung der Beziehungen zu Russland 
wird durch das Angebot für eine „Modernisierungs-
partnerschaft“ mit Osteuropa (gemeint sind hier 

Belarus, Moldawien und Ukraine) und dem süd-
lichen Kaukasus ergänzt. Hinzukommen soll ein 
Konzept für Zentralasien. Diese drei Ideen sollen 
die Grundlage einer „kohärenten Ostpolitik der 
EU“ bilden. Die Maßnahmen zur Stärkung der 
europäischen Nachbarschaftspolitik für die zwi-
schen der EU und Russland liegenden Staaten er-
arbeitet derzeit die Europäische Kommission. Eine 
Strategie für Zentralasien, in der die Interessen, Ziele 
und Instrumente der EU in ihren Beziehungen zu 
Kasachstan, Turkmenistan, Usbekistan, Kirgisien 
und Tadschikistan beschrieben werden sollen, 
hat Außenminister Steinmeier für die deutsche 
Ratspräsidentschaft angekündigt. 

Ziel der neuen EU-Ostpolitik ist eine friedli-
che, stabile, rechtsstaatliche und demokratische 
Entwicklung des postsowjetischen Raumes in den 
nächsten zehn Jahren und darüber hinaus. Polen und 
Deutschland haben hier gemeinsame Interessen und 
müssen zusammenarbeiten, wenn diese Politik erfolg-
reich sein soll.

Über den Autor
Cornelius Ochmann, Politikwissenschaftler, Ost europa-Experte der Bertelsmann Stiftung, z.Zt. Gastprofessor am 
Unabhängigen Deutsch-Russischen Institut für Publizistik der Lomonossov Universität in Moskau. 

Eine frühere Fassung des vorliegenden Beitrages erschien in den Polen-Analysen Nr. 5 (16.1.2006), 
www.polen-analysen.de

Umfrage

Die russische und polnische Bevölkerung über die bilateralen Beziehungen

Wie schätzen Sie die polnische Haltung gegenüber Russland ein?

Freundschaftlich 
30,1%

Unfreundlich 38,1%

Keine Antwort 31,8%

Repräsentative Umfrage des Fond für Öff entliche Meinung (FOM) vom 2.-3. Dezember 2006,
http://bd.fom.ru/zip/tb0648.zip

Die russische Bevölkerung über die Beziehungen zu Polen
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Wie entwickeln sich Ihrer Meinung nach derzeit die russischen Beziehungen mit Polen?

Verbessern sich 6,3%

Bleiben unverändert 
31,7%

Verschlechtern sich 
29,1%

Keine Antwort 32,8%

Repräsentative Umfrage des Fond für Öff entliche Meinung (FOM) vom 2.-3. Dezember 2006,
http://bd.fom.ru/zip/tb0648.zip

Was meinen Sie, welches der beiden Länder ist derzeit mehr an guten Beziehungen interessiert?

Polen 18,7%

Russland 13,2%

Beide Länder 
gleichermaßen 35,8%

Keines der beiden 
Länder 7,9%

Keine Antwort 24,4%

Repräsentative Umfrage des Fond für Öff entliche Meinung (FOM) vom 2.-3. Dezember 2006,
http://bd.fom.ru/zip/tb0648.zip

Reaktionen der russischen Bevölkerung auf das polnische Veto

Polen hat vor kurzem sein Veto gegen die Verhandlungen zum Abschluss eines neuen Partner-
schaftsabkommens zwischen Russland und der EU eingelegt. Sind Sie darüber informiert?

Bin informiert 19,3%

Habe davon gehört 
19,9%Höre ich jetzt zum 

ersten Mal 55,7%

Keine Antwort 5,1%

Repräsentative Umfrage des Fond für Öff entliche Meinung (FOM) vom 2.-3. Dezember 2006,
http://bd.fom.ru/zip/tb0648.zip
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Die polnische Bevölkerung zu den polnisch-russischen Beziehungen
Wie beurteilen Sie die polnisch-russischen Beziehungen?

3% 41% 5% 51%

2% 24% 11% 63%

0% 20% 40% 60% 80% 100%

Jan. 05

Jan. 06

Gut Weder gut noch schlecht Schwer zu sagen Schlecht

Dez.

Dez.

Die Einstellung der polnischen Bevölkerung zum polnischen Veto
Polen hat ein Veto gegen die Aufnahme von Verhandlungen über ein neues Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommen zwischen der EU und Russland eingelegt. Die Aufhebung seines Vetos 
macht Polen davon abhängig, dass Russland seine Handelsbeschränkungen gegenüber Polen zu-
rücknimmt. Ist der polnische Standpunkt richtig?

Quelle: CBOS, BS/192/2006: Opinie o sprawie polskiego weta przeciw rozmowom UE-Rosja, Warszawa, grudzień 2006,
http://www.cbos.pl

Vollkommen falsch 
1% Eher falsch 9%

Schwer zu sagen 
25%

Vollkommen richtig 
30%

Eher richtig 35%

Quelle: CBOS, BS/192/2006: Opinie o sprawie polskiego weta przeciw rozmowom UE-Rosja, Warszawa, grudzień 2006, 
http://www.cbos.pl

Wird die Position Polens in der Europäischen Union durch das polnische Veto eher gestärkt oder 
geschwächt?

Eher geschwächt 18%

Eher gestärkt 31%
Verändert Polens 
Position in der EU 

nicht 25%

Schwer zu sagen 
26%

Quelle: CBOS, BS/192/2006: Opinie o sprawie polskiego weta przeciw rozmowom UE-Rosja, Warszawa, grudzień 2006,
http://www.cbos.pl



9

russlandrussland
analysenanalysen russlandanalysen  123/07

Seit einem Jahr blockiert Russland die Einfuhr polnischen Fleischs und einiger anderer Waren. 
Wie sollte die Angelegenheit gelöst werden?

Bilateral zwischen 
Polen und Russland 

40%

Mit Beteiligung der 
EU 44%

Schwer zu sagen 
16%

Quelle: CBOS, BS/192/2006: Opinie o sprawie polskiego weta przeciw rozmowom UE-Rosja, Warszawa, grudzień 2006, 
http://www.cbos.pl

Statistik

Bilateraler Außenhandel
Handelsbeziehungen zwischen Russland und Polen (in Mio. US-Dollar)
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Russische Exporte nach Polen Polnische Exporte nach Russland

Quellen: Russisches Statistisches Jahrbuch 2005; Russische Föderale Zollbehörde, 
http://www.customs.ru/ru/stats/arhiv-stats-new/popup.php?id286=125
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Russlands Exporte nach Zielländern (2005)

Übrige 41,0%

Niederlande 10,2%

Deutschland 8,2%

Italien 7,9%

Volksrepublik China 
5,4%

Ukraine 5,1%
Belarus 4,2%

Großbritannien 3,4%

Polen 3,6%Frankreich 2,5%

USA 2,6% Kasachstan 2,7%
Finnland 3,2%

Quelle: Russischer Föderaler Dienst für Statistik, http://www.gks.ru/free_doc/2006/b06_11/25-07.htm

Russland Importe nach Herkunftsländern (2005)

Deutschland 13,5%

Ukraine 7,9%

Volksrepublik China 
7,4%

Belarus 5,8%USA 4,6%

Italien 4,5%

Frankreich 3,7%

Kasachstan 3,3%

Finnland 3,1%
Polen 2,8%

Großbritannien 2,8% Niederlande 2,0%

Quelle: Russischer Föderaler Dienst für Statistik, http://www.gks.ru/free_doc/2006/b06_11/25-07.htm

Polens Exporte nach Zielländern (2005)

Deutschland 28,4%übrige 32,0%

Russland 4,4%
Tschechische 

Republik 4,5%

Frankreich 6,2%
Großbritannien 5,6%

Italien 6,1%

Niederlande 4,1%

Ukraine 2,8%

Schweden 3,0%

Ungarn 2,9%

Quelle: Polnisches Statistikamt, 
http://www.stat.gov.pl/dane_spol-gosp/ceny_handel_uslugi/obroty_handl_zagr/2006/01-11_2006.htm

Polens Importe nach Herkunftsländern (2005)

Deutschland 24,8%
übrige 35,3%

Tschechische 
Republik 3,6%

Niederlande 3,4%

Großbritannien 3,1%

Belgien 2,6%

Volksrepublik China 
5,4%

Frankreich 6,0%

Italien 7,1%

Russland 8,7%

Quelle: Polnisches Statistikamt, 
http://www.stat.gov.pl/dane_spol-gosp/ceny_handel_uslugi/obroty_handl_zagr/2006/01-11_2006.htm
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Russland und Polen: Vergleich sozialer und wirtschaftlicher Indikatoren (2004)
Russland Polen Deutschland

(zum Vergleich)

Produktion

BIP in Mrd. US-Dollar 581 242 2.741

BIP in Mrd. US-Dollar (Kaufkraftparität) 1.424 495 2.336

BIP pro Kopf in US-Dollar (Kaufkraftparität) 9.902 12.974 28.303

Geld und Finanzen

Staatsausgaben für Bildung (als Anteil am BIP) 3,8% 5,8% 4,8%

Staatsausgaben für das Gesundheitswesen (als Anteil am BIP) 3,3% 4,5% 8,7%

Ausgaben für Forschung & Entwicklung (als Anteil am BIP) 1,3% 0,6% 2,5%

Außenwirtschaft

Exporte (als Anteil am BIP) 35% 39% 38%

Importe (als Anteil am BIP) 22% 41% 33%

Ausländische Direktinvestitionen (als Anteil am BIP) 2,1% 5,2% -1,3%

Anteil an den weltweiten Rüstungsexporten (1998–2002) 22,4% 0,3% 5,4%

Ökologie

Anteil am weltweiten CO2-Ausstoß 5,9% 1,2% 3,2%

Stromverbrauch pro Kopf (in Kwh) 6.303 3.702 7.258

BIP pro Energieeinheit (US-Dollar, Kaufkraftparität von 
2000, pro kg Öläquivalent)

1,9 4,6 6,1

Soziales

Arbeitslosenquote 8,1% 19,0% 9,2%

Bevölkerungsanteil mit einem Tageseinkommen von weniger 
als 4 US-Dollar (Kaufkraftparität von 1990, US-Dollar) 
(1996–99)

53% 10% 0%

Anteil der reichsten 20% am Gesamtkonsum 47% 42% 37%

Gesundheit

Lebenserwartung 65,2 74,6 78,9

Bevölkerungsanteil mit gutem Zugang zu Medikamenten 50–79% 80–94% 95–100%

Anteil der Tuberkulose-Kranken an der Bevölkerung 0,160% 0,032% 0,006%
Quelle: UNDP Human Development Report 2006
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Chronik

16.1.2007 Es wird bekannt, dass der Erdgaskonzern Gazprom einem Konsortium westlicher PR-Firmen, zu denen PBN 
Company, Hill &Knowlton and Penn, Schoen & Berland Associates gehören, einen Dreijahres-Vertrag für 11 
Mio. US$ angeboten hat, mit dem Ziel, das schlechte Image des Konzerns im Westen zu verbessern.

16.1.2007 Verteidigungsminister Sergej Iwanow teilt mit, dass Russland Tor-M1Luftabwehrsysteme an den Iran verkauft. 
Nach anderen Quellen wurde der Vertrag über 29 Systeme im Dezember 2005 unterzeichnet, die Lieferungen 
selbst sind derzeit noch nicht abgeschlossen.

16.1.2007 Angehörige des Inlandsgeheimdienstes FSB nehmen Igor Ismestjew, früher Mitglied des Föderationsrates für 
Baschkortostan, in Kirgisien wegen Anstiftung zum Mord fest. Ismestjew hatte seinen Sitz aufgegeben und 
Russland verlassen.

17.1.2007 Rosregistrazija, der Föderale Registrationsdienst, teilt mit, dass nach der Parteiengesetzgebung, die am 1. Januar 
in Kraft getreten ist, nur 17 der 32 registrierten Parteien ihren Parteistatus behalten werden.

17.1.2007 Die Behörden sprechen erstmals eine offi  zielle Terrorwarnung aus und verstärken im ganzen Land die Sicher-
heitsvorkehrungen für öff entliche Verkehrsmittel und andere mögliche Anschlagsziele. Das Anti-Terror-Komitee 
des Inlandsgeheimdienstes FSB ruft die Bürger zu erhöhter Wachsamkeit auf.

17.1.2007 Die Duma verabschiedet mit 470:0 eine Resolution, die die Absicht der Republik Estland verurteilt, die 1947 
errichtete Statue eines Rotarmisten zu entfernen, die an die Befreiung durch sowjetische Truppen erinnern soll.

18.1.2007 Putin empfängt den abberufenen russischen Botschafter in Georgien, Wjatscheslaw Kowalenko, und kündigt 
an, dass dieser demnächst nach Tbilisi zurückkehren werde.

18.1.2007 Polnische Zeitungen berichten, dass zwischen Polen und dem Erdgaskonzern Gazprom ein Streit über die Tran-
sitgebühren entbrannt ist. Polen hat die Transitgebühren für russisches Erdgas erhöht, Gazprom lehnt die Er-
höhung ab.

20.–
21.1.2007

Vertreter der russischen und algerischen Erdgasindustrie vereinbaren in Algier eine Zusammenarbeit von der 
Förderung bis zur Vermarktung.

21.1.2007 Die russische Küstenwache bringt bei den Süd-Kurilen ein japanisches Fischerboot mit sechs Mann Besatzung 
auf, da es sich in der Fischereischutzzone aufhält.

21.1.2007 Die deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel triff t in Sotschi mit Präsident Putin zusammen. Sie besucht ihn in 
ihrer Funktion als EU-Ratspräsidentin und G 8-Vorsitzende und erörtert mit ihm das neue Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommen sowie die Konfl ikte zwischen Russland und Polen.

22.1.2007 Laut ITAR-TASS hält der Oberkommandierende der russischen Weltraumtruppen, General Wladimir Po-
powkin, die von den USA geplante Radarstation in Tschechien für eine Bedrohung Russlands.

22.1.2007 Die Zeitung „Wedomosti“ meldet, dass in der Woche zuvor ein Treff en zwischen Präsident Putin, Regierungs-
mitgliedern und Konzernchefs stattgefunden hat. Bei dem Treff en wurde vereinbart, dass das staatlich kon-
trollierte Mineralölunternehmen Rosneft die Mehrheit an allen Ölvorkommen und der Erdgaskonzern Gazprom 
die Mehrheit an den Gasvorkommen erhalten sollen, die vor der russischen Küste im Norden und im Osten 
lagern. 

24.1.2007 Russland und Indien unterzeichnen ein Wirtschaftsabkommen, dass die gemeinsame Produktion von Flug-
zeugtriebwerken für das Kampffl  ugzeug Mig-29 und die gemeinsame Entwicklung eines Transportfl ugzeuges 
vorsieht.

25.1.2007 Präsident Wladimir Putin triff t in Indien zu Gesprächen ein. Th emen sollen Waff enlieferungen und Energie 
sein; es sollen weitere Wirtschaftsabkommen unterzeichnet werden. Es wird eine Absichtserklärung für den Bau 
von vier Nuklearreaktoren in Indien durch Russland unterschrieben.

Vom 16. bis zum 25. Januar 2007
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Lesehinweis

Das Januar-Heft von Osteuropa ist erschienen. 
Es hat 192 Seiten und kostet 10,00 Euro. Bestellungen über osteuropa@dgo-online.org 
Das Inhaltsverzeichnis ist einzusehen unter http://osteuropa.dgo-online.org/ 
Folgende Beiträge beziehen sich auf Rußland:

Lev Gudkov
Rußlands Systemkrise
Negative Mobilisierung und kollektiver Zynismus
Rußland scheint seit dem Machtantritt Putins stark wie schon lange nicht. Doch der Schein trügt. Rußland degeneriert 
zu einem korrupten Polizeistaat, die Gesellschaft verelendet, und das Land gerät immer mehr in die Isolation. Die 
Legitimitätskrise des Herrschaftssystems off enbart sich in einer gezielten negativen Mobilisierung, die Haß gegen „die 
Oligarchen“, gegen die USA und die NATO, gegen Georgien und die Ukraine schürt. Zukunftsängste, Zynismus, 
Feindbilder und eine diff use Aggression breiten sich aus. Das Bedürfnis nach einem schützenden Kollektiv wächst. Wer 
einen Feind identifi ziert und fordert, daß dieser vernichtet werden müsse, wird zum Sinnstifter. Doch die zur Schau 
gestellte politische Entschlossenheit verdeckt nur die omnipräsente staatliche Inkompetenz.

Regine Richter, Kai Schäfer
Geld für Öl
Deutsche Banken und Rußlands Ölförderung
Im Rußland müssen in den nächsten zehn Jahren jährlich knapp zwanzig Milliarden Dollar in die Förderung, die 
Verarbeitung und den Transport von Erdöl investiert werden. Ein wichtiger Teil des benötigten Kapitals muß auf 
dem internationalen Kapitalmarkt bezogen werden. Schon heute sind deutsche Banken bei der Vergabe internationa-
ler Konsortialkredite führend beteiligt. Umwelt- und Sozialstandards spielen dabei bislang kaum eine Rolle. Dabei 
gehört die Ölindustrie zu den größten Umweltverschmutzern in Rußland.

Per Brodersen
Gebrochene Identitäten
Das Gebiet Kaliningrad nach 1945
Nach der Eroberung Ostpreußens fi el der nördliche Teil der östlichsten deutschen Provinz an die Sowjetunion und er-
hielt 1946 den Namen Kaliningradskaja oblast’. Doch die Geschichte des Gebiets brach nicht einfach ab. Nicht nur phy-
sische Reste Königsbergs existierten fort. Auch im Alltag war das Alte im Neuen präsent. Der Bevölkerungsaustausch, 
die räumliche Lage und die Probleme des Alltags erschwerten es dem Sowjetregime in Moskau und vor Ort, unter 
den Bewohnern des Gebiets neue Identitäten zu stiften. Sowohl die Kaliningrader als auch die sowjetische Identität 
blieb gebrochen.

Diana Zitzmann
Die russische Banja im Kommunismus
Aleksandr Nikol’skijs Leningrader Bäder
Zwischen 1927 und 1930 baute der konstruktivistische Architekt Aleksandr Nikol’skij in Leningrad zwei 
Badeanstalten. Obwohl die Bol’ševiki mit der vorrevolutionären Lebensweise brechen wollten, entschied sich das 
Kommunalwirtschaftsamt, den urrussischen Typ der Banja zu errichten. Doch die Neubauten weisen in Funktion 
und Gestaltung deutliche Unterschiede zu ihren Vorgängern auf. In minimalistischem Raumprogramm und nüch-
terner Atmosphäre kommen die sowjetischen Kulturideale zum Ausdruck. Die Banjas stellen so eine Absage an die 
traditionelle Freizeitkultur und Banjamystik dar.

Karlheinz Kasper
Rußlands „neue Realisten“ 
Sergej Šargunov, Roman Senčin und Genossen
Die Literaturszene in Rußland nahm die Milleniumsgrenze zum Anlaß, eine Bilanz der Entwicklung der postsowje-
tischen Literatur zu ziehen und nach Anzeichen für einen Paradigmenwechsel zu suchen. Die bereits vorher erwachte 
Kritik am Postmodernismus, der nach dem Zusammenbruch des Kommunismus die literarische Landschaft domi-
niert hatte, hat sich seither verstärkt. Eine wichtige Rolle im anti-postmodernistischen, teilweise nationalistisch ge-
färbten Diskurs spielen die „neuen Realisten“, unter denen die Literaten und Publizisten Sergej Šargunov und Roman 
Senčin eine besondere Stellung einnehmen.
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Russlandanalysen 
Die „Russlandanalysen“ bieten wöchentlich eine Kurzanalyse zu einem aktuellen Th ema, ergänzt um Grafiken und 
Tabellen. Zusätzlich gibt es eine Wochenchronik aktueller politischer Ereignisse.
Abonnement unter: fsopr@uni-bremen.de 

Russian Analytical Digest 
Der Russian Analytical Digest bietet zweimal monatlich englischsprachige Kurzanalysen sowie illustrierende Daten 
zu einem aktuellen Th ema.
Abonnement unter: http://www.res.ethz.ch/analysis/rad/

kultura. Russland-Kulturanalysen 
Die Russland-Kulturanalysen diskutieren in kurzen, wissenschaftlich fundierten, doch publizistisch-aufbereiteten 
Beiträgen signifikante Entwicklungen der Kultursphäre Russlands. Jede Ausgabe enthält zwei Analysen und einige 
Kurztexte bzw. Illustrationen. Erscheinungsweise: monatlich, in je einer deutschen und englischen Ausgabe. 
Abonnement unter: fsopr@uni-bremen.de 

Ukraine-Analysen 
Die Ukraine-Analysen bieten zweimal monatliche eine Kurzanalyse zu einem aktuellen Th ema aus Politik, Wirtschaft 
oder Kultur, ergänzt um Grafiken und Tabellen. Zusätzlich gibt es eine Chronik aktueller Ereignisse. 
Abonnement unter: fsopr@uni-bremen.de 

Polen-Analysen
Die Ukraine-Analysen bieten zweimal monatliche eine Kurzanalyse zu einem aktuellen Th ema aus Politik, Wirtschaft 
oder Kultur, ergänzt um Grafiken und Tabellen. Zusätzlich gibt es eine Chronik aktueller Ereignisse. 
Abonnement unter: http://www.polen-analysen.de 

Bibliographische Dienste 
Die vierteljährlich erscheinenden Bibliographien informieren über englisch- und deutschsprachige Neuerscheinungen 
zu Polen, Russland, Tschechischer und Slowakischer Republik sowie zur Ukraine. Erfasst werden jeweils die 
Th emenbereiche Politik, Außenpolitik, Wirtschaft und Soziales. 
Abonnement unter: fsopr@uni-bremen.de 

FSO-Fernsehtipps 
Die „FSO-Fernsehtipps“ bieten zweiwöchentlich einen Überblick über Sendungen mit Bezug auf Ost- bzw. 
Ostmitteleuropa im deutschsprachigen Kabelfernsehen. Vorrangig erfaßt werden Spiel- und Dokumentarfilme aus 
und über osteuropäische Länder. Der Schwerpunkt liegt auf der Sowjetunion und ihren Nachfolgestaaten (vor allem 
Russland), Polen, Tschechien, Slowakei und DDR. 
Abonnement unter: fsopr@uni-bremen.de 
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